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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin) und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/1732 — 

Abgelehnte Asylbewerberinnen und Asylbewerber aus Äthiopien und Eritrea 


Am 16. Juli 1991 wurde unter ausdrücklichem Verweis auf die jüngsten 
Veränderungen in Äthiopien und Eritrea bestimmt, daß rechtskräftig ab- 
gelehnte äthiopische und eritreische Asylbewerberinnen und Asylbe- 
werber, die nicht unter die Stichtagsregelungen fallen, ab dem 1. Ok- 
tober 1991 abgeschoben werden können. Den Bundesländern wurde 
aber die Möglichkeit eingeräumt, abzuschiebenden abgelehnten äthio- 
pischen und eritreischen Asylbewerberinnen und Asylbewerbern eine 
sechsmonatige Frist zur Ausreise zu geben. 

Im Hinblick auf die noch nicht völlig stabilisierte Lage in Äthiopien und 
Eritrea ist es außerordentlich fragwürdig, Menschen in diese Länder ab- 
zuschieben. 

1. Ist das Bundesministerium des Innern bereit, die Abschiebungen von 
abgelehnten Flüchtlingen aus Eritrea, die nicht unter die beschlosse- 
nen Stichtagsregelungen fallen, bis zum Referendum in Eritrea aus- 
zusetzen? 

2. Ist das Bundesministerium des Innern bereit, im Hinblick auf die 
noch nicht völlig stabilisierte Lage in Äthiopien die Abschiebungen 
von abgelehnten Flüchtlingen aus Äthiopien, die nicht unter die be- 
schlossenen Stichtagsregelungen fallen, auszusetzen? 


Die ausländerrechtlichen Bestimmungen werden nach Artikel 83 
Grundgesetz von den Ländern als eigene Angelegenheit ausge- 
führt. Über die generelle Aussetzung von Abschiebungen einer 
Ausländergruppe oder in einen bestimmten Staat haben daher die 
obersten Landesbehörden zu entscheiden. Eine Beteiligung des 
Bundesministers des Innern ist allerdings insoweit vorgesehen, als 
Anordnungen über die Aussetzung von Abschiebungen seines 
Einvernehmens bedürfen, soweit sie länger >als sechs Monate 
dauern. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 22. Dezem- 
ber 1991 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Bisher ist dieser Beteiligungsfall hinsichtlich abgelehnter Asyl- 
bewerber aus Eritrea und Äthiopien nicht eingetreten. 

Bund und Länder hatten vielmehr bei der Besprechung am 16. Juli 
1991 einvemehmlich mit Rücksicht auf die veränderte Lage in 
Äthiopien keine Notwendigkeit mehr für einen generellen Ab- 
schiebestopp gesehen. 
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